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Öffentliche Plandiskussion über den vorhabenbezogen en Bebauungsplan-Entwurf 
Wandsbek 83 

Gezeigte Unterlagen: 
• ÖPD-Plakat 
• Infopapier zum Bebauungsplan-Entwurf 
• Geltendes Planrecht: Baustufenplan (Ausschnitt) 
• Übergeordnetes Planrecht (Ausschnitt des Flächennutzungsplans und des Land-

schaftsprogramms)  
• Bebauungskonzept (coido architects) 
• Entwurf des Bebauungsplan-Entwurfs Wandsbek 83 
• Luftbild 

An die Bürger/innen verteilte Unterlagen: 

Infopapier zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan-Entwurf Wandsbek 83 mit verkleinerten 
Darstellungen des Bebauungskonzepts sowie des vorhabenbezogenen Bebauungsplan-
Entwurfs und einer kurzen Beschreibung zur Ausgangslage im Plangebiet, zum Anlass und 
Ziel der Planung sowie zu den Planinhalten.  

Niederschrift  

Der Vorsitzende des Planungsausschusses, Herr Rieken , eröffnet um 18:00 Uhr die öffentli-
che Plandiskussion (ÖPD) und begrüßt die Anwesenden. Er stellt die Vertreter der Verwal-
tung sowie die Fachplaner vor und weist auf die Anwesenheit der Fraktionen aus dem Pla-
nungsausschuss hin. Er erklärt, dass die Veranstaltung aufgenommen und protokolliert wer-
de. 

Herr Weedermann-Korte  stellt sich vor, gibt einen Überblick über den Stand des Verfahrens 
und informiert über Sinn und Zweck der öffentlichen Plandiskussion nach dem Baugesetz-
buch (frühzeitige Beteiligung der Bürger gemäß § 3 Abs. 1 BauGB). Er weist darauf hin, dass 
die Veranstaltung in einer der kommenden Sitzungen des Planungsausschusses ausgewer-
tet werde. Außerdem werde es noch im Rahmen der späteren öffentlichen Auslegung des 
Bebauungsplan-Entwurfs die Möglichkeit geben, Stellung zu nehmen. 

Anschließend stellt er die Ausgangslage der Planungen dar. Ein Vorhabenträger strebe an, 
auf der Sportplatzfläche an der Straße Am Neumarkt Wohnungsbau zu realisieren, hierfür 
müsse der Sportplatz verlegt werden. Der Beschluss des Planungsausschusses vom 
18.04.2017 lege die Maßgaben für das Verfahren fest: Ziele der Planung seien die Entwick-
lung von Wohnungsbau, davon mindestens 30 Prozent öffentlich gefördert, und die damit 
einhergehende Verlagerung des Sportplatzes auf das Grundstück Am Neumarkt 40. Damit 
werde außerdem angestrebt, die bestehende Gemengelage von Wohnen und Sport zu lö-
sen. Das Vorhaben verfolge zudem energetische Ziele wie die Realisierung von KfW-55 
Energieeffizienzhäusern und die Ausstattung der Dachflächen mit Photovoltaik- oder Solar-
thermie-Anlagen. 

Herr Cordsen  stellt anhand von Fotos das Plangebiet vor und ordnet es in die Umgebung 
ein. Er geht auf die baulichen Strukturen, wie die großdimensionierten gewerblichen Struktu-
ren im Westen und Süden und den Geschosswohnungsbau in Blockrandstrukturen im Nor-
den und Nordosten, ein. Er erläutert den Unterschied zwischen den Plangebietsgrenzen und 
den darin liegenden Flächen des Vorhabengebiets. Letztere beschreiben die Flächen, auf 
denen der Vorhabenträger ein konkretes Vorhaben plant. Die darüber hinausreichenden so-
genannten Arrondierungsflächen seien in das Plangebiet einbezogen worden, um dortige 
Nutzungen zu sichern und Möglichkeiten städtebaulicher Weiterentwicklung zu eröffnen.  

Herr Cordsen stellt die Planungen für den westlichen sowie östlichen Teilbereich vor. Die 
Sportplatzfläche solle auf die östliche Teilfläche des Bebauungsplan-Entwurfs verlagert wer-
den. Am neuen Standort seien ein außerdem ein zweigeschossiges Gebäude als Vereins-
heim sowie eine Stellplatzanlage geplant. Er verweist auf eine in Arbeit befindliche lärmtech-
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nische Untersuchung, die die Auswirkungen des zukünftigen Sportlärms auf das nördlich der 
Straße Am Neumarkt gelegene Wohngebiet untersuche.  

Die geplante Wohnbebauung im westlichen Teilbereich nehme die angrenzend vorhandenen 
Blockrandstrukturen zum Vorbild. Diese würden jedoch nicht geschlossen, sondern durch-
lässig ausgestaltet. Die Bebauungsstruktur erzeuge eine klare Differenzierung zwischen pri-
vaten und öffentlichen Flächen. Die Anordnung der geplanten Baublöcke bilde einen Quar-
tiersplatz, der durch eine Grün- und Kinderspielfläche ergänzt werde. Für den ruhenden Ver-
kehr seien Tiefgaragen für private Stellplätze unter den Baublöcken sowie zusätzliche Besu-
cherparkstände im öffentlichen Straßenraum vorgesehen. Er verweist auf die Verlängerung 
der Kornbergstraße, die als Erschließungsstraße für das Quartier diene und bis zur Fengler-
straße führe. Darüber hinaus solle ein bedeutender Teil des Baumbestands erhalten und in 
das Konzept integriert werden. 

Im Folgenden erläutert Herr Evers  das geltende Planrecht. Da das geplante Bebauungskon-
zept auf Grundlage des bestehenden Planrechts nicht umzusetzen sei, sei die Aufstellung 
eines neuen Bebauungsplans erforderlich. Er weist darauf hin, dass beide Teile des Plange-
biets vielfältige immissionsschutzbezogene Fragen bergen, auf die planungsrechtlich reagiert 
werden müsse. 

Anschließend erläutert Herr Evers allgemein die Regelungsmöglichkeiten eines Bebauungs-
plans und informiert über den notwendigen Abwägungsprozess als Teil des Verfahrens. Er 
erklärt die vorgesehenen Festsetzungen im Bebauungsplan-Entwurf: Im westlichen Teilbe-
reich solle im Nordosten, angrenzend an bereits bestehende Wohngebiete, ein allgemeines 
Wohngebiet (WA) festgesetzt werden. Im westlichen sowie südlichen und südöstlichen Be-
reich, angrenzend an bestehende Industrie- und Gewerbegebiete, sei ein urbanes Gebiet 
(MU) geeignet, einen städtebaulichen Übergang zu bilden. Südlich anschließend an den öf-
fentlich zugänglichen Quartiersplatz sei eine private Grünfläche bis zur Straße Am Neumarkt 
vorgesehen. Weiterhin seien die Festsetzung überbaubarer Grundstücksflächen und Fest-
setzungen zur Zahl der zulässigen Vollgeschosse sowie der maximal zulässigen Grundflä-
chenzahl erforderlich, um das geplante Vorhaben planungsrechtlich nachzuvollziehen und 
abzusichern. Der Bestand der Straßen inklusive ggf. erforderlicher Straßenerweiterungen 
sowie die neu zu bauende Erschließungsstraße würden als öffentliche Straßenverkehrsflä-
che festgesetzt. Für den Quartiersplatz sowie für Zuwegungen seien Gehrechte geplant. An-
schließend gibt Herr Evers eine Übersicht über den aktuellen Stand der erforderlichen Gut-
achten.  

Herr Evers erklärt das übergeordnete Planrecht: Der Flächennutzungsplan müsse nicht ge-
ändert werden, da sich der Bebauungsplan aus den Darstellungen entwickeln lasse. Das 
Landschaftsprogramm sei zu berichtigen, so dass voraussichtlich aus der Darstellung als 
„Grünanlage, eingeschränkt nutzbar“ im westlichen Teilbereich die Darstellung „verdichteter 
Stadtraum“ werde. Im östlichen Teilbereich verändere sich die Darstellung der zukünftigen 
Sportplatzfläche von Industrie/Gewerbe in die Darstellung „Grünanlage, eingeschränkt nutz-
bar“. 

Herr Weedermann-Korte  erläutert die weiteren Verfahrensschritte und verweist nochmals 
auf die Auswertung der ÖPD in einer der folgenden Sitzungen des Planungsausschusses. 
Möglich sei ein Termin noch vor der Sommerpause. Anschließend folge im Verfahren eine 
Überarbeitungsphase des Bebauungskonzepts und des Bebauungsplan-Entwurfes. Die Er-
gebnisse notwendiger Fachgutachten würden in den Bebauungsplan-Entwurf eingearbeitet. 
Nach der darauf folgenden Abstimmung der Planung mit Fachbehörden und sonstigen Trä-
gern öffentlicher Belange folge mit der öffentlichen Auslegung die zweite Stufe der Öffent-
lichkeitsbeteiligung. Während der einen Monat dauernden öffentlichen Auslegung erhielten 
alle Bürger die Gelegenheit zum dann ausgearbeiteten Bebauungsplan-Entwurf Stellung zu 
nehmen. Auf Grundlage der eingegangenen Stellungnahmen werden Abwägungsvorschläge 
erarbeitet, die den politischen Gremien in öffentlicher Sitzung zur Entscheidung vorgelegt 
werden. Ziel sei es, am Ende des Planverfahrens unter Abwägung der öffentlichen und priva-
ten Belange einen Bebauungsplan vorzulegen, der durch die Bezirksversammlung beschlos-
sen werden könne. 
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Herr Rieken  eröffnet daraufhin die Diskussion. 

Anregungen und Fragen von anwesenden Bürgerinnen und Bürgern:  

Eine Bürgerin befürchtet, dass infolge der geplante n 350 Wohneinheiten das Ver-
kehrsaufkommen zunehmen werde, welches im Gebiet be reits sehr hoch sei. Sie weist 
außerdem auf den bereits vorhandenen hohen Parkdruc k hin. Die im Zuge des geplan-
ten Vorhabens geplanten Stellplätze würden aus ihre r Sicht nicht ausreichen. Ihrer Er-
fahrung nach würden die Autos zumeist im öffentlich en Parkraum abgestellt und nicht 
in den anzumietenden Tiefgaragen. Des Weiteren mach t sie auf die Lärmimmissionen 
der Bahntrasse aufmerksam, die ausgebaut werde und befürchtet zudem ein Anstei-
gen aufgrund des Wegfalls des DHL-Gebäudes. 

Herr Evers  erklärt hinsichtlich des Bahn- und Kfz-Verkehrs, dass  die Lärmauswirkungen 
noch gutachterlich ermittelt werden. Es werde bislang nicht mit einer starken Verkehrszu-
nahme auf den umliegenden Straßen gerechnet. Er verweist auf den Wegzug des Logistik-
unternehmens auf der östlichen Teilfläche, wodurch sich der Gewerbeverkehr verringern 
werde. Er informiert, dass statistisch nicht jeder Haushalt ein Auto besitze und hinterfragt, ob 
vor diesem Hintergrund ein Mehrverkehr durch das Vorhaben zu erwarten sei. Bezüglich des 
Parkdrucks gibt er an, dass private Stellplätze in Tiefgaragen sowie öffentliche Parkstände 
im Straßenraum geplant seien. Die Richtlinie für die Schaffung von öffentlichen Parkständen 
werde in jedem Fall erfüllt.  

Ein Bürger möchte wissen, warum die Flächen östlich  des westlichen Teilbereichs 
nicht in den Geltungsbereich mit einbezogen wurden.  Er schlägt vor, diese als Weiter-
entwicklung der Wohnnutzung bzw. Mischnutzung in da s urbane Gebiet mit aufzu-
nehmen. Er verweist auf ein dort leerstehendes Grun dstück. 

Herr Weedermann-Korte  gibt an, dass eine Überplanung von Gewerbe- und Industrieflä-
chen zugunsten anderer Nutzungen nur im Einvernehmen mit der zuständigen Fachbehörde 
möglich werde. Eine Überplanung solle für diese Grundstücke zugunsten einer gewerblichen 
Nutzungsperspektive nicht erfolgen.  

Eine Anwohnerin möchte wissen, ob die Gebäude Am Ne umarkt 21 a-d in den Bebau-
ungsplan mit einbezogen und ob die Eigentümer diesb ezüglich gefragt und informiert 
worden seien. Des Weiteren befürchtet sie, dass der  Abstand zwischen dem geplanten 
Neubau und ihrem Wohngebäude sehr gering werde. 

Herr Evers  antwortet, dass die Gebäude in den Bebauungsplan-Entwurf einbezogen seien, 
da das derzeitige Planrecht an dieser Stelle ein Industriegebiet sei. Durch die Aufnahme in 
den Bebauungsplan bestehe nun die Möglichkeit, das Gebäude mit seiner Wohnnutzung 
planungsrechtlich zu sichern.  

Herr Weedermann-Korte informiert, dass die Bezirksverwaltung sich an den Verwalter der 
Eigentümer-Gemeinschaft gewandt und über die Veranstaltung informiert habe. Er macht 
deutlich, dass durch die Korrektur des Planrechts an dieser Stelle kein Eingriff in die ausge-
übte Wohnnutzung entstehe. Er vertritt, dass die Abstände zur geplanten Bebauung  für ein 
innerstädtisches Quartier üblich seien: Der jetzige Stand der Planung sehe einen Abstand 
von 20 Metern zum Gebäude Am Neumarkt 21 a-d vor, was weit über die Anforderung der 
Hamburgischen Bauordnung hinausgehe. 

Der Schulleiter des Charlotte-Paulsen-Gymnasiums be fürchtet, dass infolge der neu 
geplanten Sportanlage viele sportliche Nutzungen in sbesondere für die Leichtathletik 
nicht mehr möglich seien. Er möchte wissen, ob eine  1:1-Verlegung möglich sei. Dar-
über hinaus halte er die Anordnung von öffentlichen  Parkständen in Senkrechtaufstel-
lung im Zusammenhang mit dem bestehenden Radfahrstr eifen auf der Nordseite  Am 
Neumarkt für bedenklich. 

Herr Weedermann-Korte  informiert, dass mit den Verkehrsdienststellen bereits abgestimmt 
worden sei, die dort vorgesehenen Stellplätze umzuplanen. Er weist darauf hin, dass die 
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Sportplatzplanung noch nicht abgeschlossen sei und noch Abstimmungen mit dem bezirkli-
chen Sportstättenbau erforderlich seien. 

Ein weiterer Anwohner kritisiert die Aufnahme des G ebäudes Am Neumarkt 21 a-d in 
den Bebauungsplan-Entwurf und erkundigt sich, wie m it der Verschattung umgegan-
gen werde; er plädiert für eine Auflockerung. Er bi ttet darum, Parkmöglichkeiten für 
die Anwohner der Gebäude Am Neumarkt 21 a-d einzupl anen.  

Herr Weedermann-Korte erläutert, dass derzeit für dieses Grundstück Industriegebiet fest-
gesetzt sei, aber eine Wohnnutzung ausgeübt werde. Ziel sei es, diese Wohnnutzung zu-
künftig zu sichern und das Planrecht entsprechend anzupassen. Bezüglich der Parkmöglich-
keiten gibt Herr Weedermann-Korte an, dass durch den Entfall der Wendekehre der Korn-
bergstraße ggf. weitere neue öffentliche Parkstände geschaffen werden könnten.  

Herr Evers  informiert, dass die zu erwartende Verschattung im Rahmen eines Verschat-
tungsgutachten simuliert werde. Er gehe davon aus, dass sich die Verschattungssituation im 
Vergleich zur derzeitigen Situation infolge der Neubauten verändern, aber nicht zu unzumut-
baren Beeinträchtigungen der Nachbarn führen werde. Die Verschattungssimulation werde 
Teil des Abwägungsmaterials. 

Ein Bürger erkundigt sich, warum nicht die Fläche d es östlichen Teilgebietes für die 
geplante Wohnnutzung genutzt werde, so dass keine V erlegung des Sportplatzes er-
forderlich werde. Er möchte außerdem wissen, warum die Gebäude so hoch geplant 
seien und plädiert für eine aufgelockerte Bebauung.  Er weist darauf hin, dass in den 
vergangenen Jahren bereits viele Wohngebäude im Umf eld realisiert worden seien 
und diese nicht mehr als vier Geschosse aufweisen w ürden. 

Herr Weedermann-Korte  erläutert, dass die Lage an der Bahntrasse für Wohnungsbau un-
günstiger sei; auch weil damit sehr nah an Industrieflächen herangerückt würde. Das heutige 
Sportplatzgelände sei der geeignetere Standort für den Wohnungsbau. 

Hinsichtlich des Themas Höhe und Dichte macht Herr Evers  deutlich, dass in Hamburg ein 
hoher Zuzug und Druck auf den Wohnungsmarkt bestehe. Die Stadt könne darauf nur durch 
den Neubau am Stadtrand oder mittels Nachverdichtung reagieren. Sowohl städtebaulich als 
auch unter ökologischen Gesichtspunkten sei eine Nachverdichtung sinnvoller. Er verweist 
auf das Leitbild der Freien und Hansestadt Hamburg „Mehr Stadt in der Stadt“. 

Herr Cordsen  erklärt, dass sich für Anwohner in der Umgebung infolge des geplanten Vor-
habens und damit ggf. der möglichen Ausweitung des Infrastruktur- und Versorgungsange-
botes (Kita, Ärzte, etc.) auch Vorteile ergeben könnten.  

Ein Anwohner beschreibt die aus seiner Sicht heute angespannte Parkplatzsituation in 
der Kornbergstraße, insbesondere im Zeitraum der Mo scheenutzung. Er spricht sich 
für eine Beibehaltung des Wendehammers in der Kornb ergstraße aus. Zudem sei auch 
die Verkehrssituation in der Straße Am Neumarkt zei tweise kritisch. Hinsichtlich der 
Geschossigkeit bittet er um Prüfung, da er eine Ver schattung der vorhandenen priva-
ten  Spielfläche östlich des geplanten Vorhabens be fürchte. 

Herr Weedermann-Korte gibt an, dass der Kinderspielplatz in der Verschattungsstudie be-
rücksichtigt werden könne und die heute vorhandenen Qualitäten im Wohnumfeld ein wichti-
ger Belang in der Abwägung seien.  

Der Umbau der Kornbergstraße mit Durchbindung über die neue Planstraße werde als flä-
cheneffizienter erachtet und würde die Möglichkeit eröffnen, die an die Fahrbahn angrenzen-
den Flächen für den ruhenden Verkehr zu nutzen. Ein Belassen des Wendehammers würde 
bedeuten, dass das Wohngebiet über eine Stichstraße mit Wendekehre erschlossen werden 
müsste. 

Die Verkehrssituation Am Neumarkt werde im weiteren Verfahren untersucht, das betreffe 
sowohl den heutigen Zustand als auch die Auswirkungen infolge des Vorhabens. Auch wei-
tere angrenzende Straßen werden in die Verkehrsuntersuchung miteinbezogen. 
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Eine Bürgerin möchte wissen, was bezüglich des Ausb aus der Fenglerstraße geplant 
sei. Sie verweist ebenfalls auf die Parksituation. Zur ÖPNV-Anbindung macht sie da-
rauf aufmerksam, dass der Bus in Richtung Wandsbek Markt stets voll sei. Bezüglich 
der Frei- und Grünräume kritisiert sie, dass diese im Vorhaben in den Innenhöfen lä-
gen und Anwohnern außerhalb des Plangebiets nicht z ur Verfügung stünden. Sie 
schlägt vor, die Bebauung nach außen zu öffnen, um Kommunikationsorte zu schaffen 
und eine Nutzbarkeit durch die umliegenden Bewohner  zu ermöglichen. Sie sieht die 
Festsetzung der Freifläche zwischen den Wohnhöfen a ls private Grünfläche kritisch. 

Herr Evers  gibt an, dass noch keine konkrete Planung für die Fenglerstraße vorliege. Ziel 
sei es, vorhandene Defizite zu kompensieren. Es werde eine Verbreiterung angestrebt, um 
auch auf der Südseite einen Gehweg herstellen und zusätzliche Parkplätze schaffen zu kön-
nen. Dem Parkdruck werde durch die Realisierung von Tiefgaragen begegnet, so dass keine 
Verschlimmerung der Situation zu erwarten sei. 

Er gibt an, dass die Festsetzung als private Grünfläche bedeute, dass die Pflege und Obhut 
in der Hand des Eigentümers bliebe. Gleichwohl werde es Wege- und Nutzungsrechte ge-
ben, um eine Nutzbarkeit durch die Anwohner in der Umgebung zu ermöglichen. 

Hinsichtlich der Kommunikationsorte weist Herr Cordsen  auf den Quartiersplatz im neuen 
Quartier hin. Die Innenhöfe seien grundsätzlich als private Höfe vorgesehen, räumlich jedoch 
nach außen geöffnet. Dies schaffe einerseits einen klaren Straßenraum und ermögliche an-
dererseits Durchlässigkeit. Er weist darauf hin, dass sich die geplante Bebauung positiv auf 
die von den Gewerbe- und Industriebetrieben ausgehenden Lärmimmissionen auswirken 
könne. 

Der Hinwies bezüglich der Bustaktung wird von Herrn Weedermann-Korte  aufgenommen. 
Dies könne im Bebauungsplan nicht geregelt werden, werde aber an den HVV weitergeleitet. 

Eine Bürgerin erkundigt sich, welche Arten von Gewe rbe in den Flächen des urbanen 
Gebiets in den Erdgeschosszonen vorgesehen seien.  

Herr Cordsen  antwortet, dass es noch kein konkretes Nutzungskonzept gebe und es zu-
nächst nur um die Schaffung von Möglichkeiten gehe. Die Ausgestaltung der Flächen erfolge 
im Zusammenhang mit der weiteren Planung zum Gesamtvorhaben. 

Ein Vertreter der Fa. Nestlé äußert Bedenken, dass es in Folge des Vorhabens zu Ein-
schränkungen für den Betrieb kommen könne. 

Herr Evers gibt an, dass allen Beteiligten die Anforderungen durch eine heranrückende 
Wohnbebauung bewusst seien; aus diesem Grund werde derzeit u.a. eine lärmtechnische 
Untersuchung erarbeitet. Er erklärt, dass die Festsetzung eines urbanen Gebietes eine Ant-
wort auf die Situation geben könne: Da im urbanen Gebiet tagsüber eine um 3 dB(A) höhere 
Lärmbelastung zu akzeptieren sei, sei dieses für die Schaffung auch von Wohnraum in der 
Nähe zu Betrieben geeignet. Er macht deutlich, dass der Betrieb nicht gefährdet werden sol-
le. Ziel sei es, durch Funktionsmischung ein enges Miteinander von Arbeiten und Wohnen zu 
ermöglichen, was zudem eine „Stadt der kurzen Wege“ unterstütze.  

Herr Weedermann-Korte  bestätigt dies und verdeutlicht das Anliegen des Bezirks, vorlie-
gende Konflikte durch planerische Instrumente zu lösen. 

Herr Cordsen  macht darauf aufmerksam, dass die baulichen Kubaturen noch auf die Er-
gebnisse des laufenden lärmtechnischen Gutachtens reagieren könnten. 

Ein Bürger weist darauf hin, dass die geplanten Sen krechtparkstände an der Straße 
Am Neumarkt auch im Hinblick auf eine zukünftig gew erblich genutzte Erdgeschoss-
zone sehr ungünstig seien; ebenso die Lage der Tief garagenzufahrt, nah am Kreu-
zungsbereich. Er weist darauf hin, dass zur Verfügu ng gestellte Tiefgaragenstellplätze 
häufig nicht genutzt würden. 



 7 

Herr Weedermann-Korte  weist darauf hin, dass bereits über den Änderungsbedarf hinsicht-
lich der geplanten senkrechten Parkstände informiert worden sei. Ebenso werde die Lage 
der Tiefgarage erneut betrachtet. 

Ein Bürger macht darauf aufmerksam, dass Tiefgarage nstellplätze oftmals aufgrund 
der hohen Mietkosten nicht nachgefragt werden würde n. Er bestätigt dennoch die 
Notwendigkeit, solche Stellplätze in diesem Gebiet zu erstellen. Bezüglich des Städte-
baus plädiert er für eine geringere Anzahl an Wohne inheiten und Dichte.  

Herr Rieken fragt den Bürger, welche Preisvorstellung er bezüglich eines Tiefgaragenstell-
platzes habe. 

Der Bürger antwortet, dass er im Allgemeinen etwa 2 0 € monatlich ausgeben würde. 
Für einen neuen, gut ausgestatteten Tiergaragenstel lplatz könne er sich auch einen 
monatlichen Mietpreis von bis zu 40 bis 50 € vorste llen. 

Herr Weedermann-Korte informiert, dass die Gestaltung des Hochbaus noch weiter ausge-
arbeitet werde. Er weist darauf hin, dass die Themen der ÖPD in einer Sitzung des Pla-
nungsausschusses von der Politik ausgewertet würden. 

Ein Bürger möchte wissen, welcher Zeitplan für das weitere Verfahren angestrebt wer-
de. Darüber hinaus bittet er darum, dass sich der I nvestor vorstelle. 

Herr Weedermann-Korte informiert, dass die Fa. Norddeutsche Grundvermögen der Inves-
tor sei. Bezüglich des Zeitplans gibt er an, dass angestrebt werde, das Verfahren möglichst 
zügig durchzuführen. Dies sei jedoch von vielen Faktoren abhängig. Er gehe davon aus, 
dass bei einem guten Verlauf die Vorweggenehmigungsreife (Zeitpunkt, ab dem Bauanträge 
genehmigt werden können) zum Jahreswechsel 2018/2019 erreicht werden könne. 

Herr Krogel  von der Fa. Norddeutschen Grundvermögen stellt sich und das Unternehmen 
kurz vor; er umreißt die Zielsetzungen des Vorhabens. Er verweist zudem auf den Internet-
auftritt der Fa. Norddeutschen Grundvermögen, auf dem die Qualitäten anderer Projekte des 
Unternehmens dargestellt seien. 

Eine Bürgerin weist darauf hin, dass das Grundstück  östlich der Bestandsbebauung 
Am Neumarkt 21 a-d im Internet mit der Darstellung eines vierstöckigen Hotelgebäu-
des angeboten werde. Sie möchte wissen, warum beim geplanten Sportplatz nur eine 
Lärmschutzwand im nordöstlichen Bereich des geplant en Sportplatzes vorgesehen 
sei. Zudem seien die dargestellte Sportplatzplanung  und der Verlauf der Laufbahn 
nach ihrer Einschätzung nicht realistisch. 

Herr Weedermann-Korte weist darauf hin, dass sich die Sportplatzplanung noch in der Ab-
stimmung befinde. Die derzeitigen Planungen seien ein erster Vorschlag. Die genaue Aus-
gestaltung werde im weiteren Verfahren zusammen mit den zuständigen Behörden betrie-
ben. Gleiches gelte für eine Lärmschutzwand. Erst infolge der Ergebnisse der lärmtechni-
schen Untersuchung können belastbare Aussagen getroffen werden.  

Bezüglich des angebotenen Grundstücks gibt Herr Weedermann-Korte an, dass er dazu kei-
ne Informationen geben könne. Dieser Bereich sei nicht Teil des Bebauungsplans.  
Bauanträge seien nach den Maßgaben des dort geltenden Baustufenplans zu beurteilen.  

Ein Anwohner appelliert an die Vertreter der Politi k, das Thema der Parkplatzsituation. 
Er möchte wissen, welche Regelungen beispielsweise im Durchführungsvertrag auf-
genommen werden, um die Situation nicht zu verschle chtern. Er berichtet, dass sich 
der Parkdruck durch benachbarte Vorhaben ohne Tiefg aragen wesentlich erhöht habe; 
er begrüße deshalb die Planung von Tiefgaragen. Er bittet außerdem darum, eine Rad-
station zu errichten, um so die U-Bahnstation Wands bek Markt leichter erreichen zu 
können. Eine zusätzliche Kita werde außerdem begrüß t. Er macht darauf aufmerksam, 
dass regelmäßig Lkw in der Fenglerstraße parken und  diese durchfahren und regt an, 
die Fenglerstraße für Lkw zu sperren. 
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Eine Bürgerin bittet ebenfalls darum, den Lkw-Verke hr im Verkehrskonzept zu berück-
sichtigen und diesen aus der Fenglerstraße herauszu nehmen. 

Herr Weedermann-Korte antwortet, dass das Thema des Lkw-Verkehrs nicht im Bebau-
ungsplan gelöst werden könne. Es werde eine Verkehrsuntersuchung geben, in der das 
Thema des Lkw-Verkehrs behandelt werde. Für straßenverkehrsbehördliche Anordnungen 
seien die Verkehrsdirektion und die Polizeikommissariate zuständig. 

Das Thema der Kita werde als Option gemeinsam mit dem Vorhabenträger zu prüfen sein. 
Zu bedenken sei, dass eine Kita auch Außenspielfläche benötige. Er weist darauf hin, dass 
eine Kita zusätzlichen Verkehr erzeugen könne. Die Idee der Stadtradstation werde ins Pro-
tokoll aufgenommen und an die zuständigen Stellen weitergeleitet. 

Der Umfang von Tiefgaragen könne als Bestandteil des Vorhabens im Durchführungsvertrag 
mit dem Investor abschließend geregelt werden. Der Entwurf des Vertrags werde mit dem 
Planungsausschuss der Bezirksversammlung abgestimmt, so dass die Politik Einfluss auf 
einzelne Aspekte der Planung nehmen könne. 

Herr Rieken  bedankt sich für die konstruktive und faire Diskussion. Er verweist auf das auf-
gehängte Anschauungsmaterial und die Möglichkeit, dort direkt im Anschluss weitere Fragen 
stellen zu können. Als Termin für die Auswertung der ÖPD im Planungsausschuss seien der 
27. Juni oder der 18. Juli 2017 möglich. 

 

 

Für die Niederschrift:   Einverstanden:  

   

 

gez. Sharon Macele        gez. Frank Rieken 

(Evers & Küssner | Stadtplaner) 


